
BrauchenwirGeneralistenoder Spezialis-
ten? Daran scheiden sich die Geister bei
derMitte Januar vomBundeskabinett be-
schlossenen Reform der Pflegeausbil-
dung. Das Gemeinschaftsprojekt von Fa-
milienministerin Manuela Schwesig
(SPD) und Gesundheitsminister Her-
mann Gröhe (CDU) sieht vor, die bishe-
rige Spezialisierung auf Alten-, Kranken-
oder Kinderkrankenpflege abzuschaffen
und ab 2018 nur noch eine generalisti-
sche Ausbildung zum „Pflegefachmann“
und zur „Pflegefachfrau“ anzubieten. Spe-
zialisieren kann man sich dann in weiter-
qualifizierenden Studiengängen. Schul-
geld soll nicht mehr gezahlt werdenmüs-
sen, stattdessen erhaltenAzubis eineAus-
bildungsvergütung.
Angesichts der alternden Gesellschaft

müssten Pflegekräfte breit aufgestellt
und flexibel einsetzbar sein, lautet dasAr-
gument von Ministerin Schwesig. Die
neue Ausbildung spreche Menschen mit
unterschiedlichen Bildungsabschlüssen
an. Außerdem sei ein Wechsel zwischen
den Pflegebereichen so leichtermöglich.
Kritiker warnen dagegen vor einem

Kompetenzverlust. Von „Allroundern,
die sich auf eigeneKosten nachqualifizie-
ren müssten“, spricht die Grünen-Spre-
cherin für Pflege- und Altenpolitik Elisa-
beth Scharfenberg. Von einer „Schmal-
spurausbildung“Annelie Buntenbach aus
dem Vorstand des Deutschen Gewerk-

schaftsbunds. Vertreter der Altenpflege
befürchten zudem, dass vieleKräfte künf-
tig in die besser bezahlte Krankenpflege
abwandern würden. Und nach Ansicht
des von Barbara Steffens (Grüne) geführ-
ten nordrhein-westfälischen Gesund-
heitsministeriums ist das Gesetz im Hin-
blick auf die geplante Finanzierung durch
die Länder und die Kostenverteilung zwi-
schen ambulanten und stationären Ein-
richtungen gar verfassungswidrig. Die
durchdieReformentstehendenMehrkos-
ten liegen bei 320MillionenEuro im Jahr.

Grüne in Bund und Ländern sowie der
rot-grün dominierte Bundesrat fordern
daher einen Aufschub der Reform um
mindestens ein Jahr bis 2019.Manmüsse
besser abschätzen können, wie sich diese
auf die Qualität der Versorgung und die
Zahl der Auszubildenden auswirke. Au-
ßerdem müsse aufgeschlüsselt werden,
welcheMehrkosten aufwelcheTräger zu-
kämen.
Einer weiteren Forderung der Kritiker

kam das Bundesgesundheitsministerium
vergangene Woche zumindest im Ansatz
nachund legteEckpunkte für eineAusbil-

dungs- und Prüfungsverordnung vor. Da-
nach soll die neue dreijährigeAusbildung
mindestens 4600 Stunden umfassen, da-
von 2100 theoretischen und praktischen
Unterricht in der Pflegeschule sowie
2500 Stunden praktische Ausbildung in
unterschiedlichen Einrichtungen. Akut-
pflege, stationäre Langzeitpflege, ambu-
lante Pflege, Kinderpflege: In allen Berei-
chen sind gleich langePflichteinsätze vor-
gesehen. Spezialisieren können sichAzu-
bis bei einem „Vertiefungseinsatz“. Auch
die Wahl des Ausbildungsbetriebs gibt
eine Richtung vor.Wer zumBeispiel eine
Kinderklinik wählt, wird mehr als die
Hälfte seiner betrieblichen Ausbildungs-
zeit in der Kinder- und Jugendlichen-
pflege verbringen.
Der Bundesverband privater Anbieter

sozialer Dienste (bpa) kritisierte prompt,
die Eckpunkte brächten wenig Konkre-
tes. Zudem orientiere sich die Ausbil-
dung an der Krankenpflege. Altenpflege
und Kinderkrankenpflege blieben
„schmückendes Beiwerk“.
Bis 2030 wird die Zahl der Pflegebe-

dürftigenumdieHälfte auf knapp3,5Mil-
lionen Menschen steigen, 2050 werden
es bereits 4,5Millionen sein, schätzenEx-
perten. Angesichts dieser Zahlen geht die
Bertelsmann Stiftung in ihrem 2012 ver-
öffentlichten „Pflegereport 2030“ von ei-
ner halben Million Fachkräfte aus, die
dann fehlen werden. sizo (mit kna)

Wie sieht der Alltag eines Pflege-Azubis

eigentlich wirklich aus? Das wollen

ab dem 15. März sieben Berliner Pflege-

schüler der Caritas in ihrem „Azubi-

Blog“ zeigen. Pflegen kann nicht jeder –

da sind sich die angehende Pflegehelfe-

rin Jana Wernitz, Blogger-Kollegin Eva

Maria Henze, im zweiten Lehrjahr der

Altenpflegeausbildung, und ihre Mitstrei-

ter einig. Doch Nachwuchs wird drin-

gend gebraucht.

„Die Vision ist ein deutschlandweiter

Blog, auf dem Azubis der Caritas über

ihre Erlebnisse und Erfahrungen schrei-

ben, politische Entwicklungen diskutie-

ren und Vorurteile über den Pflegeberuf

aufklären“, sagt Claudia Appelt, Spre-

cherin der Caritas Altenhilfe. „Ich finde

es wichtig, die Pflegeausbildung sicht-

bar zu machen“, sagt Eva Maria Henze.

„Der Blog kann helfen, dass der Beruf

attraktiver wahrgenommen wird.“  Tsp

Ab 15. März im Internet:

blog.caritas-pflegeazubi.de

Eine(r) für alles
Die Spezialisierung auf Alten-, Kranken- oder Kinderpflege soll entfallen. Aber sind Generalisten besser?

Sie betreuen Kranke in Kliniken, küm-
mern sich umAlte undBehinderte inHei-
men, rund um die Uhr und an jedem Tag
im Jahr. Auf gut geschultes Personal kann
die Pflegebranche nicht verzichten. Seit
Jahren kämpfen Fachleute umeine eigene
Kammer, die den Berufsstand überwacht
und verbindliche Richtlinien erlässt. Um
dasVorhaben voranzutreiben, haben sich
derDeutscheBerufsverband für Pflegebe-
rufe (DBfK), der Deutsche Pflegerat und
etliche Landesverbände zu einem Bünd-
nis zusammen geschlossen. „Pflegende
sind mehr als ein Kostenfaktor im Ge-
sundheitswesen“, heißt es in einer Stel-
lungnahme der Initiative. Gemeinsam
wollen sie über dieGremien Fachleute er-
fassen und ihre Qualifikationen besser
einschätzen.
Die erste Pflegekammer Deutschlands

hat im Januar 2015 in Rheinland-Pfalz
ihre Arbeit aufgenommen. Auch in
Schleswig-Holstein und Niedersachsen
bereiten die Landesregierungen entspre-
chende Gesetzesänderungen vor. In Ber-
lin und Brandenburg gebe es positive Sig-
nale der zuständigen Ministerien, sagt
BurkhardtZieger vomDeutschenBundes-
verband für Pflegeberufe. Langfristig soll
es in allen Ländern und auf Bundesebene
eine solche Kammer geben.
Das Gremium will sich vor allem um

die Ausbildung der zukünftigen Pflege-
fachkräfte kümmern. Die Kammer wäre

zuständig für die Anerkennung von Aus-
bildungseinrichtungen und die Abnahme
des Staatsexamens. Qualitätsstandards,
Anforderungen an den Nachwuchs oder
die Anpassung der Ausbildungspläne
könnten schneller umgesetzt werden, sa-
gen die Befürworter. Da in der Branche
seit JahrenFachkräftemangel herrscht, ar-
beiten zahlreicheHelfer in der Pflege, die
kaum qualifiziert sind. Verlässliche Zah-
len gibt es dazu bisher nicht. Die Kam-
mer könnte diese Datenlücke schließen.
ZudenGegnerzählenetwaArbeitgeber-

vertreter wie die Niedersächsische Kran-
kenhausgesellschaft. Sie rechnen damit,
dass die unterschiedlichen Interessen der
VerbändedieArbeitderKammerblockie-
renkönnten.Andere, darunterdiePflege-
kassen, befürchten ein „Bürokratiemons-
ter“, eine zusätzliche Struktur, die eher
stört,alshilft.ÄhnlicheSorgenhatdieLan-
desarbeitsgemeinschaftderVerbändeder
privaten Pflegeeinrichtungen. Es geht um
die zusätzliche Datenflut, die bewältigt
werden müsste, aber auch um eine ver-
pflichtendeMitgliedschaft.Damiteinsol-
ches Gremium von Politik, Wirtschaft
und Gesellschaft ernst genommen wer-
den könnte, müssten alle, die einen Beruf
in der Pflege ausüben, Mitglied werden.
Das sehen viele Verbände nicht gerne.
„Von einer Pflegekammer geht keine Ge-
fahr aus“, sagt Zieger. „Sie tut dem Beruf
gut.“ Tanja Tricarico
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Am 11. Januar liefen auf „RTL“ verstö-
rende Bilder. Gezeigt wurde, was pas-
siert, wennKrankenhäuser kaputtgespart
werden: gravierene Mängel bei der Hy-
giene, völlig überlastetes Personal und
einMangel anMitgefühl undMenschlich-
keit. Sicher hat das „TeamWallraff“ in sei-
ner Undercover-Reportage manches zu-
gespitzt, um Gesellschaft und Politik
wachzurütteln. Doch die Beispiele waren
gewiss keine Einzelfälle.
„In der Pflege gibt es eine Reihe drän-

gender Probleme. Eines davon ist die un-
zureichendePersonalausstattung“, bestä-
tigt der Präsident des Deutschen Pflege-
rats AndreasWesterfellhaus. Unbefriedi-
gendeArbeitsbedingungen, hoheArbeits-
verdichtung und eine Überlastung des
Personals sind seiner Ansicht nach logi-
sche Konsequenzen.
Unübersehbare Hinweise auf die Pro-

blematik gab es bereits im vergangenen
Sommer. Pflegekräfte gingen nicht für
mehr Lohn, sondern für mehr Kollegen
aufdie Straße.AnderCharité hat der Pro-
test unter dem Motto „Mehr von uns, ist
besser für alle“ zu einem zehntägigen
Streik geführt – dem längsten und unge-
wöhnlichsten in der Geschichte des Uni-
versitätsklinikums. Nach Auskunft von
Charité-Personalrat Carsten Becker hat
man sich am Ende auf ein Eckpunktepa-
pier geeinigt, das den Personalschlüssel
spürbar verbessern soll. „Uns ging es da-
rum, eine Belastungsgrenze zu definie-
ren“, sagt Becker, „ein ‚Weniger geht
nicht’ sozusagen.“
Personalmangel in Krankenhäusern ist

seit 20 Jahren ein Dauerbrenner. Nach
Hochrechnungen der Gewerkschaft
Verdi fehlen dort aktuell 162000 Stellen,
davon betreffen 70000 den Pflegebe-

reich. Das Pflegestellenförderprogramm
derBundesregierungmit seinen angekün-
digten 6300 neuen Stellen für die Pflege
am Bett ist einer guter Anfang, wird das
Problem aber alleine nicht lösen können.
Kein gutes Bild gibt Deutschland auch

im internationalen Vergleich ab: In Nor-
wegen zum Beispiel versorgt eine Pflege-
kraft im Schnitt 3,7 Patienten, in der
Schweiz 5,5. In Deutschland muss sich
dagegen eine Pflegekraft um 10,3 Patien-
ten kümmern.
Experten sind sich einig, dass eine zu-

sätzliche Pflegekraft pro Schicht „besser
für alle wäre“. Das gibt das augenblickli-
che Finanzierungssystem jedoch nicht
her. Außerdem fehlt ein Gesetz, das die
Personalquoten in den Häusern verbind-
lich regelt. Kliniken haben eine interne
Pflegepersonalregelung, und die orien-
tiert sich in erster Linie an den Kosten.
Dabei sollten eigentlichBedarf undQuali-
tätskriterien ausschlaggebend sein. Stu-
dien zeigen nämlich einen klaren Zusam-
menhang zwischen zuwenig Pflegeperso-
nal und einer schlechteren Arbeitsquali-
tät, mehr Komplikationen und Todesfäl-
len. Auf der anderen Seite kommt es
beim Pflegepersonal häufiger zu Krank-
heiten und einem Burn-Out.
„Personalmangel in Krankenhäusern

kann lebensgefährlich sein“, bringt es
Verdi-Bundesvorstandsmitglied Sylvia
Bühler es auf den Punkt. Die Gewerk-
schaft hat darum im vergangenen August
eine Petition gestartet, die eine gesetzli-
che Personalbemessung fordert. Das Ge-
setz soll regeln, dass der tatsächliche Be-
darf auf den Stationen ermittelt und dann
die benötigten Stellen geschaffen wer-
den. Die Finanzierung dürfe aber nicht
über die Fallpauschalen erfolgen, son-
dern „außerhalb“, heißt es in demPapier.
Die „Krankenhauspetition für mehr Per-

sonal“ hat mehr als 150000 Unterzeich-
ner gefunden und liegt inzwischen beim
Deutschen Bundestag. Was daraus wird,
muss nun der Gesetzgeber entscheiden.
Auch der Deutsche Pflegerat hofft,

dass es zu einembundesweit verpflichten-
den Personalschlüssel kommt. Gleiches
wünscht er sich für stationäre Pflegeein-
richtungen. Hier sind Personalvorgaben
bislang Ländersache, es fehlt aber ein
Messinstrument, mit dem ermittelt wer-
den kann, wieviel Personal eine gute
Pflege braucht.

Der Gesetzgeber hat mit dem neuen
Zweiten Pflegestärkungsgesetz zwar fest-
gelegt, dass bis 2020 erstmals ein solches
Instrument für Pflegeeinrichtungen ent-
wickelt werden soll – also genau das, was
der Deutsche Pflegerat und viele andere
fordern. Doch den Experten dauert dies
zu lange, und es fehlt ihnen die Verbind-
lichkeit.Denn einwissenschaftlichesVer-
fahren allein bringt nicht automatisch
mehr Personal in die Heime, geschweige
denn mehr Geld für deren Lohn.
„Wenn die gesetzlichen Vorgaben so

sind, dass eine Pflegekraft im Nacht-
dienst für durchschnittlich 51,6 Pflege-
heimbewohner verantwortlich ist, muss
die Politik jetzt handeln“, fordert Sylvia
Bühler. Ihre Gewerkschaft fürchtet, dass
sich die Arbeitsbelastungweiter verdich-
ten wird, zumal ab 1. Januar 2017 auch
Pflegebedürftigemit psychischenoder ko-
gnitiven Einschränkungen Anspruch auf
mehr Leistungen haben. „Das bedeutet

dann nochmehr Arbeit bei jetzt schon zu
wenig Personal.“
Ein imFebruar veröffentlichtesGutach-

tenderHochschule Fulda bestätigt dieBe-
fürchtung. Danach hat sich der Betreu-
ungsschlüssel in Pflegeheimen schon zwi-
schen 2003 und 2013 verschlechtert, ob-
wohl im gleichen Zeitraum 24 Prozent
mehr Personal eingestellt wurde. Zuletzt
musste eine Kraft im Schnitt knapp fünf
Pflegebedürftige versorgen. Die Diskre-
panz zwischen Bedarf und Personalaus-
stattung werde sich in Zukunft weiter zu-
spitzen und auch Auswirkungen auf die
Pflegequalität haben, prophezeien die
Studienautoren Stefan Greß und Klaus
Stegmüller. Besonders pochendieVersor-
gungsforscher darauf, denAnteil der Pfle-
gefachkräfte nichtweiter zugunsten ange-
lernterHilfs- undBetreuungskräfte abzu-
senken. So zeigt dasGutachten einenVer-
gleich von Studien aus den USA, wonach
dieZahlderwundgelegenenPatienten, Fi-
xierungen und Psychopharmaka-Gaben
abnimmt, wenn mehr Pflegefachkräfte
eingesetzt werden.
Tatsächlich wird die in Deutschland

geltende Fachkraftquote von 50 Prozent
in einigen Bundesländern bereits unter-
schritten. Um kurzfristig mehr Personal
in Pflegeheimen einstellen zu können,
schlagen Greß und Stegmüller die Um-
wandlung des Pflegevorsorgefonds in ei-
nen „Pflegepersonalfonds“ vor. Aus die-
semTopf könnten dann bis 2020 neu ein-
gestellte Pflegekräfte finanziert werden.
„Dieswäre ein deutliches Signal, dass der
Finanzierung einer hinreichenden Perso-
nalausstattung in Pflegeheimen eine
hohe gesellschaftliche Priorität zu-
kommt“, schreiben die Gutachter. Und
noch etwas erhoffen sie sich von ihrem
Vorschlag: einen positiven Effekt auf die
Attraktivität des Pflegeberufs.

Streitpunkt Pflegekammer
Diskussion um Qualität und Datenflut

Von Beatrice Hamberger

Allein auf weitem Flur. In deutschen Krankenhäusern muss sich eine Pflegekraft im Schnitt
um 10,3 Patienten kümmern – in Norwegen sind es nur 3,7.  Foto: Philipp Schulze/dpa

Beschäftigte gehen nicht

für mehr Lohn, sondern für

mehr Kollegen auf die Straße

DAZUBI-BLOG

PFLEGENDE Krankenhäuser und Heime brauchen dringend Fachkräfte – und die benötigen gute Arbeitsbedingungen

Vorsicht, Lebensgefahr!
Personalmangel und Überlastung können für Patienten fatal sein. Die Gewerkschaft Verdi fordert mit einer Petition verbindliche Vorgaben für Kliniken

Die dreijährige Ausbildung

wird 4600 Stunden umfassen
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